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1I- 110 ~ . der Beilagen zu den sti'nographischen Protokollen des Nationalrates 

XII. Ge5etzgebung~periode 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
Der Bundesminister für Verkehr 

. , . 
. ~r~Zl.5.905/15-I/1-1971 

,':'. ," 

AN FRA GEB.EAlifTv-iORTUN G 

betreffend die schr~ftliche Anfr~ge der Abgeordneten 
zum Nationalrat Burger und Genossen, Nr.522/J vom 
10.IvIärz 1971: " .. A.nbringung politischel~ Plakate im 
bundesbahneigenen Betrieb Ul1d Abhaltung politischer. 
Versammlungen in bUl1desbahneigenen Lokalitäten. 

Zu obiger Anfrage erlaube ich mir, folgendes mitzuteilen: 

Die Durchführung von politischer V/erbung, insbesondere 
Von ltlahl\'lerbung, und zwar gleichgültig, welcher poli ti­
scher Richtung, wurde und wird von den Österreichischen 
Bundesbahnen in ihrem Bereich grundsätzlich abgelehnt. 
Der Vorvmrf, daß dieser Grund satz in Knittelfeld zu 

. Gunsten der Sozialistischen Partei Österre'ichs durch­
brüchen worden sei, entbehrt jeder G!:'undlage. DieBS gilt 
insbesondere.auchfUr d.ie Zeit vor der Nationalratswahl 
1970. Soferne sich die Anfrage auf elie Überlassung des 

'. Speisesaales der Kantine der· Hauphverkstätte Kni.ttelfeld 

an die Stadtgemeinde 1<ni tt·elfeld am 20.Nai 1970 - also 
nach der. Nationalratswahl - beziehen sQllte, möchte ich 

. folgendes feststellen: 

In einem vom Stad tamtsdirektor unterzeichn'eten Schreiben 
'der Stadtgemeinde Knittelfeld wurde der VOJ..~stand der 
Hauptwerkstätte ersucht, de~ Stadtgemeinde gegen ent­
sprechendes 'Entgelt den Speisesaal der Kantine für eine 
Diskussion, die der BUr~ermeister und der Stadtrat mit 
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den Gemeindebürgern über' Kor,munalfragen am I'1:ittwoch, 

dem 20,oNai 1970, abzuhalten beabsichtigte, zurVerfü­
gung·zu stellen. Da die ans~chende Stelle keine politi­
ßche Partei, sondern eine öffentlich-rechtliche Gebiets­
körperschaft war, wurde dem Ansuchen entsprochen. 

Die an mich gerichteten konkreten Fragen beantworts 
ich daher vde folgt:' 

Zu Frage 11 

Die Sozialistische Partei Österreichs genießt hin­
sichtlich der politischen Vle:rbung auf Bahngrund keine 
Sonderstellung. 

Zu Frage. 21 

Da die Sozialistische Partei Österreichs keine Sonder­
stellung genießt und auch einen einseitigen NIßbrauch 
weder getrieben hat noch treibt, sind weite~e Vorsorgen~ 
einen Mißbrauch in Zukunft abzustellen, riicht erforder­
lich • 
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